
 

                                                                                                     
 

 

Informationsblatt zur Erhebung von personenbezogenen Daten 

(Art. 13 und 14 DSGVO) im Zusammenhang mit der Verwaltung 

von Betreuten  

 

Stand: 11.07.2023 

 

1. Bezeichnung der Verarbeitungstätigkeit: 

 Verwaltung der Betreuten – Mitwirkung im betreuungsgerichtlichen Verfahren  

 

2. Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen 

Verantwortlich für die Erhebung und Verarbeitung personenbezogener Daten ist das 

Landratsamt Schwandorf, Wackersdorfer Straße 80, 92421 Schwandorf, E-Mail: 

poststelle@landkreis-schwandorf.de, Telefon: 09431/471-0 

       

3. Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten 

Unseren behördlichen Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter:  

 

Landratsamt Schwandorf, Wackersdorfer Str. 80, 92421 Schwandorf,  

E-Mail: datenschutz@landkreis-schwandorf.de, Tel.: 09431/471-0. 

       

4. Zweck und Rechtsgrundlage der Datenverarbeitung 

Die Betreuungsbehörde verarbeitet Ihre Daten, um im Rahmen Ihrer Mitwirkung am 

Verfahren dem Amtsgericht/Betreuungsgericht oder Landgericht die Entscheidung 

über die Bestellung eines Betreuers, einer Unterbringungsmaßnahme oder eine 

andere betreuungsgerichtliche Maßnahme zu ermöglichen. 

Rechtsgrundlagen für die Datenverarbeitung durch die Betreuungsbehörde: 

Die Datenverarbeitung aufgrund einer gesetzlichen Aufgabe der Betreuungsbehörde 

erfolgt gemäß Art. 6 Abs.1 Buchstaben a,d und e, Abs. 2 und 3 sowie Art. 9 Abs. 2 

Buchstabe b DSGVO, i.V.m. §§ 4, 8 und 11 BtOG. 
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In den Fällen, in denen die Datenverarbeitung nicht aufgrund einer gesetzlichen 

Grundlage erfolgt, erfolgt die Datenverarbeitung aufgrund einer Einwilligung gemäß 

Art. 6 Abs.1 Buchstabe a sowie Art.9 Abs.2 Buchstabe a DSGVO. 

 

5. Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten 

Ihre persönlichen Daten können je nach Zweck der Aufgaben der Betreuungsbehörde 

an folgende Dritte übermittelt werden. Dies geschieht entweder aufgrund einer 

gesetzlichen Grundlage oder Ihrer Einwilligung. 

     • Betreuungsgericht (Amtsgericht)/Landgericht  

     • Sozialleistungsträger (z. B Sozialhilfeträger, Jobcenter) und andere Behörden  

         (z. B. Gesundheitsamt, Ausländerbehörde) 

     • Andere Gerichte 

     • Polizei- und Strafverfolgungsbehörden 

     • Betreuer/Bevollmächtigter  

 

Gegebenenfalls werden Ihre Daten an die zuständigen Aufsichts- und 

Rechnungsprüfungsbehörden zur Wahrnehmung der jeweiligen Kontrollrechte 

übermittelt. 

 

6. Übermittlung von personenbezogenen Daten an ein Drittland 

Eine Übermittlung von personenbezogenen Daten an ein Drittland i.S.v. Art. 13 Abs.1 

Buchstabe f DSGVO ist nicht beabsichtigt. 

 

7. Dauer der Speicherung der personenbezogenen Daten 

Die verarbeiteten Daten werden gelöscht, sobald sie für diesen Zweck nicht mehr 

benötigt werden und keine Aufbewahrungsfristen entgegenstehen. 

Die Aufbewahrungsfrist beträgt regelhaft 10 Jahre nach Abschluss des 

Betreuungsverfahrens. 

Nach dem Tod des Betreuten gilt eine Frist von 12 Monaten.  

In besonders gelagerten Föllen kann von dieser Regelung (nach oben) abgewichen 

werden.  

Solange die Aufbewahrungsfrist noch nicht abgelaufen ist, besteht nach Art. 17 Abs. 3 

DSGVO kein Recht auf Löschung. 

 

8. Betroffenenrechte und Beschwerderechte bei der Aufsichtsbehörde 

Nach der Datenschutz-Grundverordnung stehen Ihnen folgende Rechte zu:  

 

 Werden Ihre personenbezogenen Daten verarbeitet, so haben Sie das Recht 

Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten zu erhalten (Art. 15 

DSGVO).  



 Sollten unrichtige personenbezogene Daten verarbeitet werden, steht Ihnen 

ein Recht auf Berichtigung zu (Art. 16 DSGVO).  

 Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen vor, so können Sie die Löschung oder 

Einschränkung der Verarbeitung verlangen sowie Widerspruch gegen die 

Verarbeitung einlegen (Art. 17, 18 und 21 DSGVO).  

 Wenn Sie in die Datenverarbeitung eingewilligt haben oder ein Vertrag zur 

Datenverarbeitung besteht und die Datenverarbeitung mithilfe automatisierter 

Verfahren durchgeführt wird, steht Ihnen gegebenenfalls ein Recht auf 

Datenübertragbarkeit zu (Art. 20 DSGVO).  

 

Sollten Sie von Ihren oben genannten Rechten Gebrauch machen, prüfen wir als 

Verantwortlicher, ob die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. 

 

Weiterhin besteht ein Beschwerderecht beim Bayerischen Landesbeauftragten für den 

Datenschutz (Postfach 22 12 19, 80502 München, Telefon: 089 212672-0, Telefax: 

089 212672-50, E-Mail: poststelle@datenschutz-bayern.de). 

 

9. Widerrufsrecht (Einwilligung) 

Wenn Sie in die Datenerhebung durch das Landratsamt Schwandorf durch eine 

entsprechende Erklärung eingewilligt haben, können Sie die Einwilligung jederzeit für 

die Zukunft widerrufen. Der Widerruf kann gegenüber dem Landratsamt Schwandorf 

formlos erklärt werden. Die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum 

Widerruf erfolgten Datenverarbeitung wird durch diesen nicht berührt. 

 

10. Pflicht zur Bereitstellung der Daten/Folgen bei Nichtbereitstellung der 

Daten 

Beruht die Bereitstellung der Daten nach Art. 13 Abs. 2 Buchstabe c DS-GVO auf 

Ihrer Einwilligung und Sie willigen nicht in die Bereitstellung ein, so kann die 

Betreuungsbehörde dem Betreuungsgericht nicht alle notwendigen Informationen zur 

Entscheidung über die Errichtung einer gesetzlichen Betreuung oder einer 

Unterbringungsmaßnahme mitteilen bzw. andere Hilfen können nicht vermittelt 

werden 

 

11. Automatisierte Entscheidungsfindung einschließlich Profiling 

 entfällt 

 

12. Weitergehende Informationen nach Art. 14 DSGVO 

 12.1 Quelle, aus der die personenbezogenen Daten stammen 

Personenbezogene Daten sind grundsätzlich bei dem Betroffenen zu erheben. Bei 

Vorliegen einer gesetzlichen Grundlage oder Ihrer Einwilligung kann die 
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Betreuungsbehörde personenbezogene Daten bei folgenden anderen öffentlichen und 

nicht-öffentlichen Stellen oder Personen erheben. 

    • Angehörige 

    • Sozialleistungsträger (z. B Sozialhilfeträger, Jobcenter) und andere Behörden  

         (z. B. Gesundheitsamt, Ausländerbehörde) 

    • Gerichte 

    • Polizei- und Strafverfolgungsbehörden 

    • Meldebehörden  

    • Ärzten/Therapeuten 

    • Pflegeheime/Krankenhäuser/Sozialstationen/Pflegedienste 

 

 12.2 Kategorien der personenbezogenen Daten 

Folgende Kategorien personenbezogener Daten können durch die Betreuungsbehörde 

im Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgaben verarbeitet werden: 

Grunddaten zur Person: 

Nachname, Vornamen, Geburtsdatum, Anschrift, Geburtsname, Nationalität, 

Familienstand, Geschlecht, Telefonnummer, E-Mail-Adresse 

Weitere mögliche Kategorien personenbezogener Daten: 

    • Angaben zur Einkommens- und Vermögenssituation 

    • Gesundheitsdaten 

    • Angaben zur gesetzlichen Betreuung/Bevollmächtigte 

    • Art und Bezug von Sozialleistungen 

    • Angaben über familiäre und soziale Situation 

 

 


